
Suchergebnisse: Vormund

1309 – Herzog Ludwig der Baier regiert das Teilherzogtum Niederbaiern mit

Landshut * Herzog Ludwig der Baier wird - gegen den erklärten Willen der Mutter - Vormund der

unmündigen Kinder seines verstorbenen Vetters Stephan I. und regiert dessen Teilherzogtum in

Niederbaiern.

1312 – Ludwig der Baier wird Vormund der Kinder seines Vetters Otto III.

München - Landshut * Herzog Ludwig der Baier wird Vormund der unmündigen Kinder seines

verstorbenen Vetters Otto III. und regiert nun auch dessen Teilherzogtum in Niederbaiern. Auch

Ottos III. Witwe wehrt sich gegen diese Vormundschaft und hätte ihre Söhne lieber in

österreichischer Obhut gesehen.    Außerdem sieht Herzog Rudolph den Machtzuwachs seines

Bruders mit argwöhnischen Augen.

9. November 1313 – Die Schlacht bei Gammelsdorf

Gammelsdorf * In der Schlacht bei Gammelsdorf, unweit von Moosburg, schlägt Herzog Ludwig

IV. der Baier die Truppen der Habsburger und seines Bruders Rudolph.    Sein schneller Sieg

wird durch das schlechte Wetter und einen dementsprechend morastigen Kampfplatz

begünstigt. Im Aufgebot Herzog Ludwig des Baiern kämpfen oberbaierische Adelige und Bürger

niederbaierischer Städte gegen österreichische und niederbaierische Ritter.    Die militärische

Auseinandersetzung flammte auf, nachdem Österreich - unterstützt von Herzog Rudolph -

Einfluss auf die niederbaierischen Angelegenheiten nehmen wollte. Dabei geht es konkret um die

Vormundschaft der drei unmündigen Herzöge von Niederbaiern, den Kindern der verstorbenen

Herzöge Stephan I. und Otto III..

18. März 1508 – Herzog Albrecht IV. stirbt

München * Herzog Albrecht IV. stirbt.&nbsp;Sein minderjähriger Sohn Wilhelm IV. wird Herzog

von Baiern unter der Vormundschaft seines Onkels Wolfgang.&nbsp;
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31. Oktober 1654 – Kurprinz Ferdinand Maria wird volljährig

München • Kurfürst Ferdinand Maria wird volljährig. Damit erlischt die Vormundschaft seiner

Mutter Maria Anna und er kann die Regentschaft selbst übernehmen. 

26. Mai 1679 – Kurfürst Ferdinand Maria stirbt in Schleißheim

Schleißheim • Kurfürst Ferdinand Maria stirbt in Schloss Schleißheim im Alter von 42 Jahren. Er

wird in der Fürstengruft der Theatinerkirche - neben seiner Ehefrau Henriette Adelaide -

beigesetzt.  Sein Nachfolger auf dem Thron wird sein erstgeborener Sohn Max Emanuel, der

aber aufgrund seiner noch nicht erreichten Volljährigkeit noch bis zu seinem 18. Geburtstag [11.

Juli 1680] von seinem Onkel Maximilian Philipp Hieronymus bevormundet wird. 

Oktober 1679 – Maximilian Ferdinand von Törring-Seefeld in der Geheimen Konferenz

München *  Ferdinand Graf von Törring-Seefeld wird in die Geheime Konferenz berufen. Von

diesem Gremium lässt sich zunächst der Vormund des noch nicht volljährigen Kurprinzen Max

Emanuel, Herzog Maximilian Philipp, beraten. 

1717 – Die Waisenkinder kommen in die Au - ihr Vormund in den Kerker

Bogenhausen * Die Bogenhausener Schlossbesitzer Adelheid Felicitas von Törring-Seefeld bleibt

mit ihrer Forderung der Beseitigung des von sechs Waisenkinder bewohnten Bauernhofs hart und

beharrlich, bis der Freisinger Fürstbischof Johann Franz Eckher von Kapfing und Liechteneck

schließlich nach drei Jahren zu dem Geschäft seinen Segen zu diesem Geschäftsabschluss gibt.

Den Waisen werden die Fenster ausgehängt und die Möbel vor die Türe gestellt. Anschließend

bringt man die Kinder in die Au.   Ein verärgerter Vormund der nun heimatlos gewordenen

Waisenkinder forderte daraufhin die Gräfin Törring-Seefeld für ihre Tat vor das Gericht Gottes.

Das lässt sich Adelheid Felicitas nicht gefallen und bringt umgehend Kurfürst Max Emanuel die

Bitte um Bestrafung des Vormunds vor. Der Vertreter der Waisenkinder hat womöglich nur

emotional reagiert. Er muss dennoch schon bald darauf dafür mehrere Monate im Kerker büßen.

1718 – Die Waisenkinder werden abgefunden
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Bogenhausen * Nach seiner Freilassung bringt der Vormund die Angelegenheit vor das

Salzburger Konsitorium, das dem Freisinger Fürstbischof Johann Franz Eckher von Kapfing und

Liechteneck eine scharfe Rüge für seinen parteilichen Consens erteilte.   Außerdem sollte der

Verkauf nur dann gelten, wenn Graf Maximilian Cajetan von Törring-Seefeld den Kindern

zusätzlich 1.050 Gulden zahlen und für deren Ausbildung aufkommen würde. Dem Grafen ist die

Angelegenheit aus mehreren Gründen äußerst peinlich, weshalb er die aufgestellten

Bedingungen akzeptiert.   

1869 – Einführung einer neuen Gemeindeordnung

München * Mit der Einführung der neuen Gemeindeordnung wird auch Bayerns Hauptstadt aus

der Vormundschaft des Staates entlassen und die Stadt mit allen erforderlichen

organisatorischen und finanziellen Kompetenzen ausgestattet.

30. Mai 1884 – König Ludwig II. will ans Vermögen seines Bruders Otto

München * König Ludwig II. will eine Anleihe aus dem Vermögen von Prinz Otto entnehmen.

Er scheitert aber am Hofsekretär Philipp Pfister, der den Bayernkönig auf das Bayerische

Landrecht hinweist, das dem Vormund, also Ludwig, untersagt, bei seinem Mündel ein Darlehen

aufzunehmen.

9. Juni 1886 – Die Ministerkonferenz stellt die Regierungsunfähigkeit des Königs fest

München * Prinz Luitpold lädt zur Ministerkonferenz ein, auf der       die Regierungsunfähigkeit

des Königs festgestellt,   seine Entmündigung vollzogen und   dem Einladenden die

Regentschaft - vorbehaltlich der Unterrichtung des Landtags - übertragen wird.       Zur Wahrung

der privatrechtlichen Interessen des Märchenkönigs Ludwig II. setzt man die Grafen Clemens

Maria von Toerring-Jettenbach und Max von Holnstein als Vormund ein.

10. Juni 1886 – Prinzregent Luitpold unterzeichnet die Regentschaftsproklamation

München * Die Regentschaftsproklamation des Prinzen Luitpolds wird vom

Gesamtministerium gegengezeichnet. Der 65-jährige Luitpold von Bayern wird damit zum

Verweser des Königreichs Bayern, oder kurz gesagt zum Prinzregenten.    In der Zwischenzeit
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hat sich eine elfköpfige „Fang-Kommission“ - unter Beteiligung des Ministers Krafft Freiherr von

Crailsheim, der Vormünder, Dr. Bernhard von Gudden und anderen - auf den Weg nach Schloss

Neuschwanstein gemacht. Sie sollen den König von seiner Regierungsunfähigkeit und der

Übernahme der Regentschaft durch Prinz Luitpold unterrichten und ihn in irrenärztliche

Pflege übernehmen. Der rechtzeitig informierte König Ludwig II. lässt die Kommission von

Gendarmen aus Füssen festnehmen.     Erst am Nachmittag, nachdem sich

die Regentschaftsproklamation Luitpolds auch in Füssen herumgesprochen hat, werden die

Gefangenen wieder freigelassen.

3. August 1893 – Fahrradkarten werden ausgegeben

München * Fahrradkarten werden ausgegeben.       Radfahrer müssen am Lenker ein

Nummernschild anbringen.   Kinder unter dreizehn Jahren dürfen überhaupt nicht radeln,  

Jugendliche zwischen dreizehn und achtzehn Jahren sowie   Frauen dürfen nur dann den

Radschein erwerben, wenn der Vater, der Vormund oder der Ehemann bei der Polizei seine

schriftliche Einverständniserklärung abgegeben hat.      Im Nebenraum eines Wirtshauses können

sie dann den Betrieb des Fahrzeugs erlernen und sich anschließend einer Prüfung unterziehen.

1897 – Die  SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche

München * Der Bayerische Bauernbund - BBB fordert unter anderem       die Aufhebung der

kirchlichen Schulaufsicht und   die Abschaffung der aristokratischen Ersten Kammer.        Georg

von Vollmar, der Führer der SPD fordert die Trennung von Staat und Kirche und kritisiert die

Vormundschaft der Kirche über die Lehrer.      Das Zentrum sieht darin ein Streben nach

Entchristlichung der Schule, wie sie auch den Liberalen vorschwebe, und fordert im

Umkehrschluss „die volle Emanzipation der Kirche von den Fesseln staatlicher Bevormundung“.

1911 – Die Suche einer Koststelle übernimmt der städtische Berufsvormund

München * Die Suche nach einer geeigneten Koststelle übernimmt an Stelle des Arbeitsamtes ab

sofort der städtische Berufsvormund.

29. Januar 1919 – Die Freisinger Erklärung der bayerischen Bischöfe
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Freising * Für den Münchner Erzbischof Michael von Faulhaber ist Kultusminister Johannes

Hoffmann ein „ausgesprochener Kulturkämpfer und Kirchenhasser“. In ihrer Freisinger

Erklärung fassen die Bischöfe ihren „flammenden Protest“ zusammen und prangern in einem

Hirtenbrief die Maßnahme als „Fehdehandschuh gegen den Herrn selbst“ an.     Der

Hirtenbrief beginnt so: „Herodes der Kindermörder ließ die unschuldigen Kinder von Bethlehem

hinschlachten. Unbekümmert um das Weinen und Wehklagen der Mütter, unbekümmert um das

Todeswimmern der sterbenden Kinder, ließ er an wehrlosen Kindern seine Wut aus, um mit ihnen

den neugebornen König der Juden, den vermeintlichen Anwärter seines Thrones aus dem Weg

zu schaffen.“     In einer extrem polemischen und ehrverletzenden Art geht es weiter: „Geliebte

Erzdiözesanen!  Am letzten Montag ist im Volksstaate Bayern eine Verordnung ergangen, die vor

dem Richterstuhl Gottes schwerer wiegt als der Blutbefehl des Herodes. Durch eine Verordnung

des Unterrichtsministers wurde der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als

Pflichtfach abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert.“

2. Februar 1919 – Ein Hirtenbrief wird von Bayerns Kanzeln verlesen

München - Freistaat Bayern * Der am 29. Januar versandte Hirtenbrief wird von allen bayerischen

- und damit auch pfälzischen - Kanzeln verlesen. Darin wird die Verordnung des Kultusministers

Johannes Hoffmann, wonach „der Religionsunterricht in allen bayerischen Schulen als Pflichtfach

abgesetzt und als Wahlfach der Willkür der Eltern und Vormünder ausgeliefert“ in einer sehr

propagandistisch-verletzenden Art angeprangert.&nbsp;

5. Januar 1920 – Soll die Deutsche Arbeiterpartei Loge oder Kampfpartei sein?

München * Karl Harrer verlässt die Deutsche Arbeiterpartei - DAP, in der er als

Reichsvorsitzender über eineinviertel Jahre amtiert hat. Er scheitert an der von Adolf Hitler

angestoßenen Diskussion, ob die Deutsche Arbeiterpartei - DAP eine „Loge oder Kampfpartei“

sein soll.    Hitler verlangt für den damals noch nach demokratischen Regeln tätigen

DAP-Arbeitsausschuss eine straffere Organisation und eine gewisse Autorität, was „jede Form

einer Bevormundung [durch eine] Über- oder Nebenregierung, sei es als Zirkel oder Loge, ein für

allemal“ ausschließt. 
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